Gefes-Sammlung 
für die 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 29. 


(Nr. 5912.) Statut für den Verband zur Entwäfferung des Thales der faulen Obra ober⸗ 
halb der Hammermuͤhle bei Bomſt. Vom 27. Juni 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ır. 


verordnen, Behufs Melioration der Grundſtuͤcke in dem Thale der faulen Obra 

in den Kreiſen Zuͤllichau⸗Schwiebus, Meſeritz und Bomſt, nach Anhörung der 

Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl entſprechend, auf Grund des Geſetzes 
vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. S. 182.) und des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843. H. 56. (Geſetz-Samml. ©. 51.), was folgt: 


H. 1. 


Um die Grundſtuͤcke in dem Thale der faulen Obra in den Kreiſen 


Zuͤllichau⸗Schwiebus, Meſeritz und Bomſt durch Entwaͤſſerung zu verbeſſern 5 


und, ſoweit dies erforderlich und moͤglich, zu bewaͤſſern, werden die Beſitzer 
dieſer Grundſtuͤcke unter der Benennung: 


„Verband zur Entwäfferung des Thales der faulen Obra 
oberhalb der Hammermuͤhle bei Bomſt“, 


zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten vereinigt. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Zuͤllichau. 


H. 2. 

ö Der Entwaͤſſerungsbezirk beſteht fuͤr jetzt aus einer Flaͤche von 18,172 
Morgen 167 I Ruthen. | 
0 Dieſe Grundſtücke find auf drei Sektionskarten des Thales der faulen 

Obra nach den vorhandenen Karten durch die Geometer Koſack und Vermeſ⸗ 
ſungsreviſor Richter zuſammengetragen und gehören davon: 
Jaohrzeng 1864. Gr. 50120 61 
Ausgegeben zu Berlin den 30, Juli 1864, 
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er : 
Der Verband hat die vorbezeichneten Flächen zu entwäffern, auch, ſoweit 
es im Allgemeinen nothwendig und uͤberhaupt moͤglich iſt, durch Stauwerke zu 
bewaͤſſern und zu dem Ende nach dem von dem Geheimen Regierungs- und 
Baurath Philippi im Jahre 1858. entworfenen Meliorationsplane nebſt zwei 
Nachtraͤgen vom September 1862. und Januar 1864. — ſowie derſelbe bei 
der Superreviſion feſtgeſtellt iſt — die erforderlichen Kanaͤle, Graͤben und 
fonftigen Anlagen auszuführen und deren Unterhaltung zu bewirken. Erheb⸗ 


Zweck 
Verbandes. 


liche Abänderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der Ausführung 
nöthig erſcheinen, dürfen mit Genehmigung des Miniſters für die landwirth⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


Außerdem liegt dem Verbande ob, Seiten⸗Entwaͤſſerungs⸗ oder Bewaͤſſe⸗ 


rungsanlagen, welche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer aus⸗ 


führbar find, zu vermitteln und noͤthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Be⸗ 


theiligten durchzufuͤhren, nachdem der Plan dazu von dem Miniſter fuͤr die 


landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhoͤrung der Betheiligten feſtgeſtellt 


worden iſt. f : 


Die Koſten ſolcher neuen Anlagen, fowie der Unterhaltung derſelben 


a werden nach Maaßgabe des Vortheils von den Betheiligten getragen. Auch 
hat der Verband die Unterhaltung derartiger Nebenanlagen durch ſeine Beam⸗ 


ten beaufſichtigen zu laſſen und, ſoweit es erforderlich, in regelmäßige Schau 


zu nehmen. i 5 
Jeder Grundbeſitzer der zum Verbande gehoͤrigen Flaͤchen hat das Recht, 
die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptent⸗ 
waͤſſerungszuͤge zu verlangen. N 
Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben iſt Sache eines 
jeden dabei beſonders Betheiligten. 

Be $ 4. 
RER Innerhalb des geſammten planmaͤßigen Entwaͤſſerungsgebiets darf da 
Waſſer der Obra und der Hauptabzugsgraͤben nur, unbeſchadet des im Regu⸗ 
lirungsplane vorgeſehenen Entwaͤſſerungszwecks, zeitweiſe aufgeſtaut oder abge⸗ 
leitet werden. Der Verband uͤbt die Kontrole hieruͤber aus; er hat in Streit⸗ 


fallen zu entſcheiden und feine Entſcheidung vorbehaltlich der Beſchwerde an Er 


die Regierung zu Frankfurt a. d. O. in Vollzug zu ſetzen. 


H. 5. 


Ulber die von dem Verbande oder von mehreren Grundbeſitzern gemein⸗ 


ſtchaftlich fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen, ſowie über die dem Verbande 
‚gehörigen Grundſtuͤcke iſt ein Lagerbuch von dem Vorſtande des Verbandes 

Au führen. 5 a 5 8 

Cr 5912) 5 27 61 * H. 6. 
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| F. 6. 5 
5 een „Die Koſten der Entwaͤſſerung werden von den ſaͤmmtlichen Grundſtücks⸗ 


er Koſten. 


beſitzern nach Maaßgabe des Vortheils getragen, welchen die Anlagen den ein⸗ f 
zelnen Grundſtuͤcken bringen, und find dabei drei Klaſſen anzunehmen, von 


denen 

die Klaſſe I. für den Morgen 3 Theile, 
5 = 2 II. 2 = 2 2 2 

2 : II : = 2 1 Theil 
beiträgt. 
| $.7. 


Abgeſehen von den im Meliorationsplane bezeichneten neuen Ueberbruͤckun⸗ 
gen in den das Thal durchſchneidenden Straßen und Kommunikationswegen, 
deren Inſtandhaltung der Verband uͤbernimmt, verbleibt die Unterhaltung der 
ſchon vorhandenen Bruͤcken ꝛc. demjenigen, welchem ſie bis jetzt oblag. Ein 

bloßer Umbau, eine Erweiterung oder Verlegung aͤndert nichts in der bisherigen 
Verpflichtung zur Unterhaltung. Entſteht Streit daruͤber, ob Bruͤcken auf 
Koſten des Verbandes, oder von einzelnen Mitgliedern deſſelben auszufuͤhren 
oder zu unterhalten ſind, ſo entſcheidet daruͤber die Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
Die Entſcheidung in II. Inſtanz ſteht, mit Ausſchließung des Rechtsweges, 
dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. Die Beſchwerde 
gegen die erſte Entſcheidung muß binnen ſechs Wochen nach erfolgter Inſinua⸗ 
tion der Entſcheidung angebracht werden. 5 


$. 8. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beitraͤge fuͤr die Anlage und 

Unterhaltung ruht mit der Sozietaͤtspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 

und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtuͤcken und 
bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 

Die Beiträge find auf das Ausſchreiben des Vorſitzenden des Vorſtan⸗ 
des in den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei 
Vermeidung der adminiſtratiben Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Ge⸗ 
meinden bewirken deren Vorſtaͤnde die Einziehung und Abfuͤhrung zur Kaffe 
des Verbandes. 


Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtuͤcke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Verpflichteten. N ö 

Bei Beſitzveraͤnderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthuͤmer ſo lange halten, bis ihm die Beſitzveraͤnderung zur 
Berichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf Grund 
dieſes Nachweiſes die Berichtigung erfolgen kann. 5 er 

EN | 8 4. 


49 — 


ſtücke verhältnißmäßig vertheilt werden. Auch die Eleinfte Parzelle zahlt min⸗ 
deſtens Einen Pfennig jaͤhrlich. e 


H. 9. 5 „ 


Die Aufftellung des Kataſters unter Zugrundelegung der bereits erfolgten 
Einſchaͤtzung der betheiligten Grundſtuͤcke in die beſtimmten Klaſſen liegt dem 
Regierungskommiſſarius ob. 8 
c Der Entwurf des Kataſters iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, den 
Beſitzern der außer dem Gemeindeverbande ſtehenden Guͤter und den Vertre⸗ 
tern des Fiskus, ſowie den betreffenden Landrathsaͤmtern bezüglich der in den 
einzelnen Kreiſen belegenen Grundſtuͤcke extraktweiſe mitzutheilen und iſt zugleich 


in den Amtsblättern der Regierungen zu Frankfurt und Poſen eine vierwöhent- 


liche Friſt bekannt zu machen, in welcher das Kataſter bei den Gemeindevor⸗ 
ſtaͤnden, den Landrathsaͤmtern und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde 
dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 


Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sach⸗ 
verftändigen zu unterſuchen. Dieſe Sachverſtaͤndigen find von der Regierung 

zu Frankfurt a. d. O. zu ernennen, und zwar hinſichtlich der Vermeſſung und des 
0 Nibellements ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, 
bezuglich der oͤkonomiſchen Fragen zwei land wirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, 
denen ein Waſſerbautechniker beigeordnet werden kann. 5 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und das 
Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate ein⸗ 
verſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten der vorgenannten Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde ein⸗ 
gereicht. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten der⸗ 
ſelben den Beſchwerdefuͤhrer. > 

Das feftgeftellte Kataſter wird von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. aus⸗ 
gefertigt und dem Verbandsvorſtande uͤbergeben. Auf Grund des Kataſters 
werden die Heberollen aufgeftellt. 0 


Auch ſchon vor Feſtſtellung des Kataſters kann die vorbezeichnete Regie⸗ 


rung die Einziehung von Beitraͤgen nach der Flaͤche der betheiligten Grund⸗ 
ſtuͤcke oder nach dem Entwurfe des Kataſters, vorbehaltlich der kuͤnftigen Aus⸗ 
gleichung, anordnen. i 


$. 10. 


Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein: 


1) im Falle der Parzellirung und Befigveränderung, 
r. 5912) 5 


Bei Parzellirungen muͤſſen die Lasten des Verbandes auf die Trenn⸗ 


20) ſo⸗ 


Kataster. 


5 2) ſofern fünf Prozent überſteigende Fehler in der bei Aufſtellung des 
ER Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. 85 
Ueber die Anträge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedachten 


ee Gründen entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


H. 11. 


. Wenn fuͤnf Jahre nach der Aufſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag des Worfiandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. angeordnet werden. i REN 
Dabei ift das für die erſte Kataſteraufſtellung vorgeſchriebene Verfahren 
zu beobachten; der Regierungskommiſſarius hat zwei vom Vorſtande des Ver⸗ 
bandes gewählte Sachverſtändige zuzuziehen, von denen die Einſchaͤtzung der 
Grundſtuͤcke in die beſtimmten Klaſſen unter feiner Leitung zu bewirken iſt. 
5 Der Kommiſſarius kann ſich bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤft zeitweiſe durch 
Leinen Feldmeſſer vertreten laſſen. Der Vorſtand ift befugt, den Boniteuren zu 
ihrer Information ortskundige Perſonen zuzuordnen. 


§. 12. 


a, Dem Verbande wird zur vollſtaͤndigen Ausführung des Meliorations⸗ 
planes und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen das Recht zur Expro⸗ 


priation verliehen. i 
Insbeſondere iſt der Verband befugt, gegen Entſchaͤdigung zu fordern: 
15) die Aufhebung und Veranderung von Stauwerken und Schleuſen, 
= 2) den zeitweiſen Stillſtand von Mühlen, 
3) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, 
4) die Entnahme von Baumaterialien, 
5) die Fortnahme von Baͤumen und Sträuchern, 


6) die Einräumung einer Servitut und die voruͤbergehende Benutzung von 
Grundſtuͤcken. 


8 Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Boden 
zur Regulirung der Entwaͤſſerungszuͤge ſoweit ohne Entſchaͤdigung abzutreten, 
als der bisherige Nutzungswerth vorausſichtlich durch die ihnen zu uͤberweiſende 
Grasnutzung der Boͤſchungen, die Uebereignung des etwa verlaſſenen Flußbettes 
innerhalb ihrer Grenzen und die ſonſtigen durch die Meliorationsanlagen er⸗ 
wachſenden zufaͤlligen Vortheile aufgewogen wird. Be 


H. 13. 


Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine 11 


iſc t erreicht 5 die Reg ierung 
f O. 198 den Vorſchriften des Geſetes über die Been der 
ö vioarfläffe vom 28. Februar 1843. 3 
= Derſelben ſteht danach auch die Eniſch lieg dane zu, welche ‚Grund: ; 
1 ſtuͤcke in Anſpruch zu nehmen ſind, vorbehaltlich des innerhalb einer Praͤkluſiv⸗ 
ftiſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. ER 
Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls durch 
die Regierung zu Frankfurt a. d. O. vorbehaltlich des dem Provokaten innerhalb 
ſechs Wochen nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an 
das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen zu Berlin ($$. 45. bis 51. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843.). Wegen Auszahlung und Verwendung der 
Geldverguͤtigung fuͤr die der Expropriation unterworfenen Grundſtuͤcke kommen 
die fuͤr den Chauſſeebau der Provinz Brandenburg beſtehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung. — Die Uebergabe der Grundſtücke und die Aus⸗ 
führung. der Bauten wird durch die Einwendungen gegen die vorläufig fefigee 
ſetzte Entſchaͤdigung nicht aufgehalten, und iſt nöͤthigenfalls durch e 2 
. en von der betreffenden Landesbehoͤrde au erzwingen. 


Ne $. 14. | 1 
Die Angelegenheiten des Verbandes werden geleitet von einem Vorſtande. Jun Ver, 

Dieſer wird gebildet aus einem Direktor als Vorſitzenden und vier Mit⸗ ie 85 

gliedern. ar Bir 

Der Direktor und die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. und Bau 
Fuͤr die Schauen erhalten dieſelben eine Fuhrkoſtenentſchaͤdigung von zwei 
Thalern pro Tag und Perſon. Dem Direktor iſt außerdem eine Entſchaͤdigung 
fuͤr Buͤreauaufwand zu gewähren, welche die Regierung zu Frankfurt ER O. SR 
auf Anhoͤren des e feſtſetzt. ; ae 


9. 15. 


} Zur Wahl der Vorſtandsmitglieder wird . Entwäfferungsgebiet in fünf 
Bezirke getheilt, von denen 


© der erſte Bezirk aus der Herrſchaft und der Stadt Bomſt und den 
1 5 Dorfſchaften Groß- und Klein⸗Poſemukel, 


der zweite Bezirk aus den Ritterguͤtern beziehungsweiſe Durfſheften 
Kranz, Kuſchten, nebſt Chlaſtawe und Groß⸗Dammer, 

der dritte Bezirk aus dem Rittergute Klein⸗Dammer, den Dorfſchaften 

ö Kozmin, Klein⸗Dammer, Rogſen, Kutſchkau und der Stadt Brad, 
N g der vierte Bezirk aus den beiden Ne und der a d 

5 Stentſch und . 

Gr. 5912) N e 2 der 


gewahlt. 


„ 22 
fuͤnfte Bezirk aus den Ritterguͤtern beziehungsweiſe Dorfſchaften 
Muſchten, Koppen, Lagowitz mit der Kolonie Neue⸗Welt, Alten⸗ 
hof, Wiſchen, Leimnitz und dem Koͤniglichen Domainen⸗ und 
Forſtfiskus N 5 


= der 


gebildet wird. a 9 
„In jedem Bezirke wird ein Vorſtandsmitglied und ein Stellvertreter 


5 Die Grundbeſitzer der einzelnen Bezirke ſind jedoch nicht gebunden, das 
Vorſtandsmitglied und deſſen Stellvertreter, deren Wahl ihnen zuſteht, aus 
ihrem Bezirke zu waͤhlen; ſie duͤrfen vielmehr ihre Wahl auch auf Grundbeſitzer 
anderer Bezirke des Genoſſenſchaftsgebiets richten. 

Die Vorſtandsmitglieder und deren Stellvertreter werden durch abſolute 
Stimmenmehrheit in Wahlverſammlungen gewählt, an welchen der Fiskus und 
die Beſitzer derjenigen Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, 
perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte, beziehungsweiſe geſetzliche Vertreter, und 
die betheiligten Ortſchaften durch deren Vorſtaͤnde Theil nehmen. 

f Die Betheiligung an der Melioration mit einer Flaͤche bis zu 500 Durch⸗ 
ſchnittsmorgen giebt Eine Stimme, mit mehr als 500 Durchſchnittsmorgen 
giebt zwei, mit mehr als 1000 Durchſchnittsmorgen giebt drei Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl gilt fuͤr ſechs Jahre; alle 


a >. drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus und wird durch Neuwahl erſetzt. 


Er Die das erſte Mal ausſcheidenden zwei Vorſtandsmitglieder werden 
durch das Loos beſtimmt. Der Direktor ſcheidet mit den beiden anderen Vor⸗ 


5 5 ſtandsmitgliedern das zweite Mal aus. Die Wiederwahl der Ausſcheidenden 
iſt zulaͤſſig. | | 


Die Stellvertreter nehmen in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen des 
Vorſtandsmitgliedes deſſen Stelle ein. Außerdem tritt, wenn ein Vorſtands⸗ 
mitglied waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend 
aufgiebt, deſſen Stellvertreter fuͤr die Dauer der Wahlperiode ein. Nur fuͤr 
den Vorſitzenden findet, wenn dieſer letztere Fall eintritt, eine Erſatzwahl ſtatt. 


H. 16. 


Die Vorſtandsmitglieder waͤhlen aus ihrer Mitte den Vorſitzenden auf 
ſechs Jahre. Sind die Stimmen gleich, ſo entſcheidet unter den gewaͤhlten 
Kandidaten die Regierung zu Frankfurt a. d. O. unbeſchadet ihres Rechts, 
der Wahl die Beſtaͤtigung uͤberhaupt zu verſagen. | 
; Wird die Beſtaͤtigung verfagt, fo fehreitet der Vorſtand zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, ſo 
ſteht der vorgenannten Regierung aus den uͤbrigen Vorſtandsmitgliedern die Er⸗ 
nennung auf ſechs Jahre zu. 

Die Regierung zu Frankfurt a. d. O. ernennt die Wahlkommiſſarien und 
ſtellt die Wahlliſte feft. i 5 IB 


Inder etwa hervortretendem Beduͤrfniß kann auf Antrag des Br-> 
ahlmodus von der mehrgedachten Regierung unter Genehmigung 


Bei 
ſtandes der 


des Miniſters fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten anderweit regulirt 5 
werden. Die Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. Im Uebri⸗ 


gen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur An⸗ 
nahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber Gemeindewahlen analogiſch 
anzuwenden. 


$. 17. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu befchließen, 
ſoweit diefelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) uͤberwieſen find, insbefondere: 


a) über die zur Erfüllung der Sozietaͤtszwecke nothwendigen und nüglichen 
Einrichtungen und uͤber die Bauanſchlaͤge; 


b) uͤber den Jahresetat und die erforderlichen gewoͤhnlichen und außer⸗ 
gewoͤhnlichen Ausſchreiben, ſowie uͤber die Decharge der Jahres⸗ 
rechnungen; g 8 


c) uͤber etwaige Anleihen; 
d) uͤber Vertraͤge (ſ. jedoch H. 25.); 


e) uͤber die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtuͤcke oder des 
ſonſtigen Vermoͤgens des Verbandes; 


f) uͤber die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unter⸗ 
beamten; 


8) über die Geſchaͤftsanweiſungen; 
h) uͤber die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 


Der Direktor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender mit entſcheidendem Votum 
bei Stimmengleichheit. 


Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden; der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchluͤſſe des Vorſtandes, welche der Vor⸗ 
ſitzende fuͤr geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat der⸗ 
ſelbe zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. g 


| $. 18. 

Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; i 
e) zur Veraͤußerung von Grundſtücken des Verbandes. 
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Der Vorſtand verſammelt fich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens ein Mal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 
berufung wird vom Vorſtande ein fuͤr alle Mal feſtgeſetzt. Die Zuſammen⸗ 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Verhandlung; mit Aug: 
nahme dringender Falle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher ftatt- 
finden. 


F. 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt. Jedes Mitglied hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit ent: 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen in Genoſſenſchafts- Angelegenheiten, 
wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zu⸗ 
gegen ſind. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten 
Male zur Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch 
nicht in genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zu⸗ 
ſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 21. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Huͤlfe der Stellver⸗ 
treter, eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vor⸗ 
ſitzende, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die 
Regierung fuͤr die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 
noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


$. 22. 


Die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden von 
dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unterzeichnet. 


$. 23. 


better 96 Der Direktor des Verbandes fuͤhrt die Geſammtverwaltung und hand⸗ 
Verbandes. habt die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu 
beaufſichtigenden Anlagen. In einzelnen Faͤllen kann ſich der Direktor durch 
ein anderes Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen; jedes Mitglied des letz⸗ 

teren iſt verbunden, Auftraͤge des Vorſitzenden zu uͤbernehmen. > 
er 


Pr 


en A 
3 Der Vorſitzende führt ein Dienfifiegel mit der Umſchrift: 
„Direktorium des Verbandes zur Entwaͤſſerung des Thales der 
faulen Obra oberhalb der Hammermuͤhle bei Bomſt.“ 
Derſelbe hat insbeſondere: 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Vertraͤ⸗ 
gen und Schuldurkunden iſt eine nach $. 22. zu vollziehende Urkunde 
oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſ. jedoch §. 25.); 


b) die Einnahmen und die Ausgaben anzuweiſen und das Kaffen- und 
Rechnungsweſen zu uͤberwachen; 

c) die Sozietaͤtsbeitraͤge nach dem Etat und den Beſchluͤſſen des Vor⸗ 
ſtandes auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausfuͤhrung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


§. 24. 


Alljaͤhrlich im Fruͤhjahre — vor der ordentlichen Jahres verſammlung des 
Vorſtandes — findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. Der 
Direktor haͤlt die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande fuͤr 
die verſchiedenen Diſtrikte beſtimmt werden. l 

Ueber den Befund und die Beſchluͤſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. Die Schau wird oͤffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen könne. So oft es erforderlich iſt, ſoll in glei⸗ 
cher Weiſe im September eine Nachſchau abgehalten werden. 


H. 25. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schauen, in dringenden Fallen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen an und holt nur in zweifelhaften Faͤllen — oder wenn er mit den 
Miturtheilern nicht uͤbereinſtimmt — den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob 
die Ausfuͤhrung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch 
durch ein Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch 
Entrepriſe zu geſchehen hat, daruͤber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſaͤtze feſt, 5 
unbeſchadet deren in dringenden Faͤllen der Direktor nach eigenem Ermeſſen „ 
verfaͤhrt. i 2 
Zu Entrepriſekontrakten fuͤr die Unterhaltung der Anlagen bedarf der Di⸗ 
rektor einer Vollmacht nicht. : 
Was die Schau für die vom Verbande zu beauffichtigenden Anla⸗ 
gen betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
(Nr, 59120 62 Be⸗ 
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Betheiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
noͤthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihnen zu erzwingen. 


H. 26. 


Zur ſpeziellen Beauffichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. 

Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis zur 
Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, noͤthigenfalls ihnen auch die Aus⸗ 
uͤbung der Amtsverrichtungen vorlaͤufig unterſagen. 


§. 27. 


8 Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 

Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thaler Geldbuße oder drei Tage Ge⸗ 
faͤngniß vorlaͤufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. Die vom 
Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur 
Sozietaͤtskaſſe. 5 


$. 28. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes ruͤck⸗ 
ſichtlich ihrer baulichen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtaͤn⸗ 
digen, ſo oft es erforderlich, zu revidiren. Bei neuen Anlagen und groͤßeren 
Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor durch einen ſolchen Bauſachverſtaͤndigen 
N Anſchlag vorher fertigen und die Ausführung inſpiziren und abnehmen 
zu laſſen. ö 


H. 29. 


Zur Fuͤhrung der Kaſſengeſchaͤfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, | 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. 

N Die Jahresrechnung pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. Maͤrz dem Vor⸗ 

ſitzenden zu übergeben, welcher dieſelbe durch einen Rechnungsverſtaͤndigen und 
außerdem ſelbſt und durch ein vom Vorſtande alljaͤhrlich hierfuͤr zu bezeich⸗ 
nendes Mitglied der Vorpruͤfung unterwirft. 

Behufs Vorlegung in der ordentlichen Jahresverſammlung des Vor⸗ 
ſtandes und vierzehn Tage vor derſelben ſind Etat und Jahresrechnung zu 
Braͤtz zur Einſicht jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. f 


H. 30. 


5 Aaſſctsregt Der Verband ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Frankfurt a. d. O, als 
= HA er Lan⸗ 
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ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die 
Beſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und er⸗ 
halten und die etwaigen Schulden regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet uͤber die Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zulaͤſſig und 
eingeſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 

Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhoͤrung des Vorſtandes eine Geſchaͤftsanweiſung 
fuͤr den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. Maͤrz 
1850. uͤber die Polizeiverwaltung die noͤthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen 
an Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauffichtigenden 
Anlagen. 

$. 31. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsetat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung 
nach Anhoͤrung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen 
bewirken, oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfuͤgt die Ein⸗ 
ziehung der erforderlichen Beitraͤge. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Minifter für die land wirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 32. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden, und 
etwaige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


$. 33. 


Landes polizeibehoͤrde und in hoͤherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 9 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Hauptenwaͤſſerungszuͤgen müffen Befßekntun 1 
drei Fuß, vom oberen Rande der Boͤſchung ab gerechnet, unbeackert und mit 1 hee Adja⸗ 
dem Weidevieh verſchont bleiben. Auch Baume und Hecken dürfen auf dieſer! men 


Flaͤche nicht geduldet werden. 
g Bei der Raͤumung muͤſſen die Eigenthuͤmer der angrenzenden Grund⸗ 
ſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufaͤllt, aufnehmen und 
binnen vier Wochen nach der Raͤumung — wenn aber die Raͤumung vor der 
Ernte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe 
Entfernung von dem Borde wegſchaffen. Aus beſonderen Gruͤnden kann der 
Direktor dieſe Friſt verlaͤngern. 
Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen koͤnnen in ein⸗ 
zelnen Faͤllen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung 
geſtattet werden. 5 
Die Grasnutzung bis zum Waſſerſpiegel behalten die Adjazenten. 
Oer. 5912) H. 34 


Schiedsgericht. 
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H. 34. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Sozietaͤt uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 


Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 


ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, ge: 
hoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der So: 
zietaͤt oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden vom Genoſſenſchaftsdirektor unterſucht und entſchie⸗ 
den, inſofern nicht einzelne Gegenſtaͤnde in dieſem Statute ausdruͤcklich an eine 
andere Behoͤrde gewieſen ſind. s 

Gegen die Entſcheidung des Direktors ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Genoſſenſchaftsdirektor angemeldet 
werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unter⸗ 
liegende Theil traͤgt die Koſten. 

Die drei Mitglieder des Schiedsgerichts nebſt einem Stellvertreter fuͤr 
jedes Mitglied werden vom Vorſtande auf ſechs Jahre gewaͤhlt. 

Waͤhlbar iſt jeder Inlaͤnder, der die Eigenſchaft eines Gemeindewaͤhlers 


hat und nicht Mitglied der Sozietaͤt iſt; jedoch muß eines der drei Mitglieder 


i 5 Vorüberge⸗ 
hende Beſtim⸗ 


mungen, Aus 


führung der 
Meliorations⸗ 
bauten. 


Baukommiſ⸗ 
5 ſion. 5 


zum höheren Richteramte qualifizirt fein; dieſes Mitglied führt den Vorſitz. 


H. 35. 


Die Ausfuͤhrung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Reguli⸗ 
rungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des letz⸗ 
teren einer beſonderen „Baukommiſſion für die Melioration der Obra⸗Niederung 
oberhalb der Hammermuͤhle bei Bomſt“ uͤbertragen. 


Dieſe beſteht aus 
a) einem Regierungskommiſſarius, 
b) einem Bautechniker, f 


welche beide von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten ernannt werden, | 


e) einem Vorſtandsmitgliede. 
Letzteres wird von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte gewaͤhlt, kann ſich 


| aber für einzelne Geſchaͤfte durch das betreffende Bezirksmitglied des Vor⸗ 


ſtandes vertreten laſſen. Der Regierungskommiſſarius verſieht waͤhrend der 
Bauzeit zugleich die Geſchaͤfte des Genoſſenſchaftsdirektors. 


H. 36 
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5. 36. 


Die Baukommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Sieh heit Sie 2 
beſorgt insbeſondere auch die Erwerbung und Abſchreibung der Grundſtuͤcke, ER 
deren Ankauf zur Ausführung des feſtgeſtellten Regulirungsplanes nothwendig iſt. 


§. 37. 
Die Vertraͤge, welche die Baukommiſſion abſchließt, ſind von allen drei 
Kommiſſionsmitgliedern zu vollziehen. 


Vertraͤge bei Gegenſtaͤnden über fuͤnfhundert Thaler bedürfen zu ihrer 
Guͤltigkeit der Genehmigung des Vorſtandes. 


H. 38. 


Sobald die Ausfuͤhrung der Meliorationsanlagen bewirkt iſt, hoͤrt das 
Mandat der Baukommiſſion auf und ſie uͤbergiebt die Anlagen mit der Bau⸗ 
rechnung und einem Nachweiſe der ausgefuͤhrten Bauwerke und der Inven⸗ 
tarienſtuͤcke dem Vorſtande zur ferneren Verwaltung. 


Streitigkeiten, welche dabei entſtehen moͤchten, werden von der Regierung 
zu Frankfurt a. d. O., in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 


Die Baurechnung wird nach Anhoͤren des Vorſtandes demnaͤchſt von 
der genannten Regierung dechargirt. , 


Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Bautechnikers 
waͤhrend der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 8 
$. 39. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr- Allgemeine Be. 
licher Genehmigung erfolgen. ſtimmung. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsbad, den 27. Juni 1864. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Ir. 59125914) ö (Nr. 5943.) 
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(Nr, 5913.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
5 „Goͤrlitzer gemeinnützige Aktien-Baugeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Goͤrlitz 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 16. Juli 1864. a i 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 4. Juli 1864, 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Goͤrlitzer gemeinnuͤtzige 

Aktien⸗Baugeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Goͤrlitz, ſowie deren in den nota⸗ 
riellen Verhandlungen vom 7. Mai und 3. Juni d. J. verlautbartes Statut 
zu genehmigen geruht. i 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Liegnitz bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 16. Juli 1864. 


Der Der Miniſter für Handel, Ge⸗ 
Miniſter des Innern. werbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. zu Eulenburg. Im Auftrage: 
Schede. 


(Ir. 5914.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Koͤnigsberger gemeinnützige Aktien⸗Baugeſellſchaft“ mit dem Sitze zu 
Koͤnigsberg errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 18. Juli 1864. 


. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 4. Juli 1864. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Koͤnigsberger gemein⸗ 
nuͤtzige Aktien⸗Baugeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Königsberg, ſowie deren 
Statut vom 13. April 1864. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Koͤnigsberg bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 18. Juli 1864. 


Der Der Miniſter für Handel, Ge⸗ 
Miniſter des Innern. werbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. zu Eulenburg. Im Auftrage: 


Schede. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


